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Die Türkei auf dem Weg zur EU? 

1 – Bedingungen für den EU-Beitritt

	Art. 6 EU-Vertrag: „Die Union beruht auf den Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemeinsam.“

Art. 49 EU-Vertrag: „Jeder europäische Staat, der die in Artikel 6 Absatz 1 genannten Grundsätze achtet, kann beantragen, Mitglied der Union zu werden.“

Daneben gelten folgende Merkmale („Kopenhagener Kriterien“) für eine EU-Mitgliedschaft:

· Eine Stabilität der staatlichen Institutionen als Garantie für die demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz vor Minderheiten.

· Eine funktionsfähige Marktwirtschaft sowie die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der Union standzuhalten,

· Die Übernahme, Anwendung und Durchsetzung des EU-Gemeinschaftsrechts, des so genannten „acquis communautaire“. Es umfasst die gesamte Gesetzgebung, die im Laufe der letzten 40 Jahre in der Europäischen Gemeinschaft erlassen wurde.


2 – Erdogan wirbt für EU-Beitritt
	Der türkische Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan hat für einen Beitritt seines Landes zur EU geworben. Die Türkei müsse diese Zukunftsperspektive haben, „das wird für die EU von grossem Vorteil sein“, sagte Erodogan. 

„Die Türkei hat sich bereits für Europa entschieden“, fügte er hinzu. 75 Prozent seiner Landsleute seien für die EU-Mitgliedschaft.

Der Ministerpräsident warnte vor einer Art „Kaltem Krieg“ zwischen Religionen und Kulturen. Erdogan bekannte sich zu Demokratie, Meinungs- und Religionsfreiheit. Ebenso wie Muslime in Deutschland könnten auch Christen in der Türkei ihre Religion frei ausüben. In strittigen Fragen wie dem Tragen von Kopftüchern an Schulen vertraue er auf gemeinsame Lösungen. „Der Weg der EU ist der Weg des Kompromisses,“ fasste er zusammen. 
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3 – Wirtschaftliche Fitness

	Noch scheint die Türkei recht weit entfernt von jener wirtschaftlichen Fitness, die sie im EU-Wettbewerb unter Beweis stellen muss. Die Staatsverschuldung lag Ende 2003 bei 71% des Bruttoinlandsprodukts (2001: 92%), die Inflation wurde zwar drastisch von 68% auf 18.4% gesenkt, liegt aber ebenso wie die Zinsen (12%) noch weit über der EU-Norm. Das Wachstum in diesem und im nächsten Jahr veranschlagt der Wirtschaftsminister auf jeweils 5%.

Handelsblatt, 29.1.2004


4 – Keine Vorbehalte gegen EU-Beitritt
	Bundesaussenminister Fischer hat Vorbehalte gegen einen EU-Beitritt der Türkei zurückgewiesen. Er erinnerte zu Beginn des Jahres 2004 daran, dass die EU der Türkei bereits vor 40 Jahren die Mitgliedschaft zugesagt habe.

Entscheidend für die Aufnahme der Türkei in die EU sei der Reformprozess im Land, bei dem beachtliche Fortschritte gemacht worden seien. Es bliebe allerdings noch viel zu tun, insbesondere bei den rechtsstaatlichen Standards. Die Aufnahme des Landes in die Europäische Union sei von nicht zu unterschätzuendem Einfuss auf die Stabiliät der gesamten Region.


5 – Noch schwer wiegende Mängel

	Ministerpräsident Tayyip Erdogan behauptet, die Türkei sei „ein demokratischer und laizistischer Rechtsstaat.“

Die Meinungs-, Presse- und Rundfunkfreiheit sowie die Versammlungsfreiheit sind weiter stark eingeschränkt. Die Arbeit der Polizeiorgane und der Justiz verletzt in vielen Fällen rechtsstaatliche Grundsätze. Es kommt immer noch zu Folterungen, die Täter werden meist nicht angeklagt. Die Haftbedingungen sind häufig menschenunwürdig. Zahlreiche Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte werden nicht vollstreckt, Berufungsverfahren nur selten zugelassen. Türken, die in Deutschland straffällig gewordne sind und abgeschoben werden sollen, werden nicht wieder von der Türkei aufgenommen, vielmehr wird ihnen die türkische Staatszugehörigkeit entzogen.

Der nicht demokratisch legitimierte Nationale Sicherheitsrat hat bislang erfolgreich seine Machtposition behauptet und wird weiter von einem General geführt. Angesichts dieser Fakten erweist sich Erdogans Behauptung als reine Propagandlüge, um den EU-Beitritt zu fördern.
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